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Patrons mit ungleichen Erwartungen an die  Steuerreform
Die Schweizer Wirtschaft stellt sich mehrheitlich hinter die Abstimmungsvorlage zur Unternehmenssteuerreform III. So auch die  Comet-Gruppe mit Sitz in Flamatt. Diese will ihren 
Gewinn lieber in Innovationsprojekte investieren als versteuern. Dagegen sieht die Liip AG nichts Schlechtes in Firmensteuern. Diese      trügen zu besseren Rahmenbedingungen bei.

mache, so seien es nicht die Ge-
winnsteuern, sondern die Li-
quidität.

Gerhard Andrey befürch-
tet, dass die geplante Steuerre-
form den KMU schade. «Wenn 
die gewinnstärksten fünf Pro-
zent der Unternehmen weni-
ger Steuern bezahlen, woher 
kommen dann die Mittel? Der 
Mittelstand muss bezahlen. 
Und wenn dem Mittelstand die 
Kaufkraft fehlt, dann leiden 
auch die KMU.»

Für den Freiburger Unter-
nehmer präsentiert sich die 
Ausgangslage so: «Als Wirt-
schaftsakteur bin ich darauf 
angewiesen, dass die Infra-
strukturen für die Arbeitneh-
menden stimmen: Bildung, 
aus serfamiliäre und ausser-
schulische Betreuung, Stra-
ssen, öffentlicher Verkehr. Nur 
so lässt sich erfolgreich wirt-
schaften.» 

Die Steuerreform komme vor 
allem Grossaktionären zugu-
te, so Andrey. «Aber das ist zu 

kurzfristig gedacht. Als Unter-
nehmer habe ich ein langfristi-
ges Interesse, dass es den Leu-
ten gut geht. Steuern sind nicht 
des Teufels: Sie finanzieren un-
sere Infrastruktur. Wo ist da 
das Problem?»

«Liip-Kunden bleiben»
Die Angst vor der Abwande-

rung von Unternehmen hält 
sich bei Gerhard Andrey im 
Falle einer Ablehnung der Vor-
lage in Grenzen. Wenn eine Fir-
ma sehr mobil sei, keine Ver-
ankerung in der Schweiz habe 
und entsprechend auch wenige 
Stellen schaffe, dann brauche 
es für diese keine Besserstel-
lung. Von den Unternehmen, 
mit denen Liip zusammenar-
beitet, kann sich Andrey kei-
nes vorstellen, das den Stand-
ort aus steuerlichen Gründen 
wechseln würde.

Für sein Informatik-Unter-
nehmen sieht Andrey auch 
kaum Nutzen in einer Patent-
box oder Forschungs- und Ent-
wicklungs-Abzügen, wie sie die 
Steuerreform vorsieht. «Die Pa-
tentbox ist eine Blackbox: Wir 
wissen noch nicht, was sie be-
deutet. Und ich sehe auch kei-
ne Notwendigkeit, bei der For-
schung die Abzüge noch zu-
sätzlich zu vergrössern. Wenn 
ich dafür Kosten habe, kann 
ich diese heute schon abzie-
hen.» Andrey weist darauf 
hin, dass Abzüge administra-
tiv ausgewiesen werden müs-
sen: «Die Vorlage birgt Potenzi-
al für viel neue Bürokratie.» Im 
Grundsatz wäre er für die Vor-
lage des Bundesrats gewesen, 
das jetzige Projekt hält er aber 
für überladen.

USR III betrifft auch die    Freiburger Kirchen
Freiburg gehört zu jenen Kantonen, die eine kirchliche         Unternehmenssteuer kennen.  
Deshalb sind auch Pfarreien von der Abstimmungsvorlage         betroffen. Sie befürchten einen Leistungsabbau.

Stellung bezogen: «Auch wenn 
der Synodalrat die Notwendig-
keit der Anpassung unseres 
Steuersystems im Hinblick auf 
die internationalen Normen 
nachvollziehen kann, steht er 
der Idee dessen, was sich als 
allgemeine Senkung der Unter-
nehmenssteuern gibt, nicht 
völlig gleichgültig gegenüber.»

In Steuerdebatten sei-
en nicht alleine die Zahlen 
massgebend, heisst es. So be-
schränke sich die Anziehungs-
kraft der Schweiz nicht allei-
ne auf die steuerliche Attrak-
tivität, die Lebensqualität, der 
Arbeitsfriede und die Leistun-
gen der Infrastruktur und der 
öffentlichen Institutionen sei-
en genauso entscheidend. Da-
bei würden auch die Angebo-
te der anerkannten Kirchen 

eine Rolle spielen, heisst es in 
der Mitteilung. Dazu gehören 
gemäss dem Synodalrat die 
geistliche und soziale Betreu-
ung der Bürger, die Weitergabe 
der gesellschaftlichen Grund-
werte an die Jugend, die Stär-
kung des Zusammenlebens 
und der Unterhalt historischer 
kirchlicher Bauten sowie des 
damit verbundenen kulturel-
len Lebens.

Zusammenfassend schreibt 
der Synodalrat: «Die Besteue-
rung der Unternehmen unter-
stützt auch die Lebensqualität 
unseres Landes, indem sie zum 
Angebot der anerkannten Kir-
chen und Einrichtungen mit 
Selbsthilfegruppen beiträgt. 
Sollte diese Unterstützung ab-
nehmen, würde auch die Soli-
darität bröckeln.» kath.ch/uh

Gerhard Andrey ist der Meinung, dass Gewinnsteuern das kleinste Problem eines               Unternehmens seien. Bild Charles Ellena/a

Zum Unternehmen

Liip: Individuelle 
Webanwendungen
Die Liip AG mit Sitz in Freiburg 
ist spezialisiert auf die Kon-
zeption und Umsetzung indi-
vidueller Webanwendungen 
und Apps. Die Firma mit Büros 
in Freiburg, Zürich, Lausanne, 
Bern und St. Gallen hat private 
und öffentliche Kunden. Liip 
setzt auf eine arbeitnehmer-, 
familien- und klimafreundliche 
Strategie. uh

Freiburger setzen sich für 
inländischen Zucker ein
Der Umbruch in der  
Zuckerbranche macht  
den Freiburger Landwirten 
zu schaffen.
Etelka Müller

ST. AUBIN «Die Liberalisierung 
des EU-Marktes bereitet mir 
Sorgen», sagte Yves Gaillet, 
Präsident der Freiburgischen 
Vereinigung der Zuckerrüben-
pflanzer, an der gestrigen Jah-
resversammlung in St. Aubin. 
Doch es gelte, positiv zu blei-
ben. «Unsere Nachbarn wer-
den mehr produzieren, das ist 
klar.» Und dies drücke automa-
tisch auf den Preis. Die Schweiz 
sei vom Zuckerpreis in der EU 
abhängig. Als Grossproduzen-
ten von Zucker in der EU gelten 
Deutschland und Frankreich. 
«Schweizer Landwirte müssen 
die Produktionskosten senken, 
und ich hoffe, dass sich auch 
die Zuckerfabriken in Aarberg 
und Frauenfeld Mühe geben, 
Kosten einzusparen», sagte 
Gaillet. 

Zucker wird weltweit an ver-
schiedenen Börsen gehandelt. 
«Im Moment steht es nicht 
schlecht um den Zuckerkurs», 
erklärte Peter Imhof, der in der 
Geschäftsleitung der Schwei-
zer Zucker AG in Aarberg für 
das Rübenmanagement ver-
antwortlich ist. «Die Preise ha-
ben sich leicht erholt», sagte 
er. «Doch unsere Lager sind to-
tal leer, wir haben keinen Zu-
cker zum Verkaufen.» Deshalb 
habe die Schweizer Zucker AG 
die Anbauflächen erhöhen wol-
len. Doch dies sei nicht gelun-
gen. «Es besteht eine Nach-
frage nach 260 000 Tonnen 
Schweizer Zucker, wir werden 
2017 jedoch nur 200 000 Ton-
nen produzieren können.» Da-
von stammen zehn Prozent aus 
dem Kanton Freiburg (siehe 
Kasten).

Letztes Jahr holte die 
Schweizer Zucker AG erstmals 
Rüben aus Österreich, damit 
die Fabriken ausgelastet sind. 
«Dieses Jahr werden wir Zu-

ckerrüben aus Deutschland 
und aus Österreich importie-
ren», erklärte Imhof. 

Politischer Druck
«Wegen der miserablen Prei-

se der letzten Jahre schwindet 
das Interesse der Landwirte am 
Anbau von Zuckerrüben», sagte 
Gaillet. Doch auch hier gehe es 
darum, guten Mutes zu bleiben 
und nach neuen Produzenten 
Ausschau zu halten. «Momen-
tan ist die Gelegenheit, einzu-
steigen.» Denn es gebe Licht 
am Ende des Tunnels: «Der Zu-
ckerpreis ist gut, und seit dem 
1. Januar ist strenger geregelt,
welche Produkte als schweize-
risch verkauft werden dürfen
und welche nicht.» Dies werde
die Nachfrage nach Schweizer
Zucker steigern. «Zudem sind
politische Vorstösse auf dem
Weg.» Gaillet spricht damit
eine parlamentarische Initia-
tive des Freiburger National-
rats Jacques Bourgeois (FDP)
an: Diese verlangt vom Bund
höhere Zölle für importierten
Zucker, um die inländische Zu-

ckerwirtschaft zu sichern. Die 
Kommission für Wirtschaft 
und Abgaben des National-
rats sprach sich für die Initia-
tive aus. Der Nationalrat werde 
die Initiative im Frühling be-
handeln, kündigte der Broye-
bezirkler Michel Losey (FDP) 
während der Versammlung an. 
Losey ist Mitglied des Verwal-
tungsrats der Schweizer Zu-

cker AG. Er rief die Landwir-
te dazu auf, mit den Zucker-
fabriken an demselben Strick 
zu ziehen: «Die Fabriken und 
die Bauern bilden eine Schick-
salsgemeinschaft.» Staatsrat 
Georges Godel ist ebenfalls 
Mitglied des Verwaltungsrats 
der Schweizer Zucker AG und 
hatte sich für die Jahresver-
sammlung entschuldigt. 

Zuckerrüben versüssen das Leben. Ein Kilogramm Zucker kostet im Laden einen Franken.    Bild Alain Wicht/a

In der Schweiz bauen rund 
5500 Landwirte auf einer Fläche 
von zirka 20 000 Hektaren Zu-
ckerrüben an. Auf einer Hektare 
wachsen bis zu 90 000 Pflan-
zen, woraus 10 000 bis 
15 000 Kilogramm Zucker 
gewonnen werden können. Im 
Kanton Freiburg kultivieren 
knapp 400 Landwirte auf rund 
1500 Hektaren die süssen 
Knollen. 2016 resultierten aus 

der Ernte im Kanton Freiburg 
20 000 Tonnen Zucker. Die 
Schweizer Zuckerlager sind leer, 
deshalb bräuchte es in diesem 
Jahr mehr Anbauflächen. Wie in 
der gesamten Schweiz liess sich 
die Anbauquote aber auch im 
Kanton Freiburg nicht erhöhen: 
Wie letztes Jahr werden die 
Freiburger auch diesen Frühling 
auf rund 1500 Hektaren Zucker-
rüben aussäen. emu

Zahlen und Fakten

20 000 Tonnen Zucker aus dem Kanton pro Jahr

«Die CVP-Wähler haben sich an die 
Spielregeln des Bündnisses gehalten»
An der Delegiertenver-
sammlung der Freiburger 
CVP zeigte sich Präsident 
André Schoenenweid zu-
frieden mit den Resultaten 
der bürgerlichen Allianz 
bei den kantonalen Wahlen 
vom Herbst.

Mireille Rotzetter

FREIBURG Die Freiburger SVP 
hatte ihre Bündnispartner, die 
CVP und FDP, nach dem zwei-
ten Wahlgang der Staatsrats-
wahlen kritisiert: Diese hätten 
den SVP-Kandidaten Stépha-
ne Peiry nicht geschlossen un-
terstützt, deshalb habe er den 
Einzug in die Regierung nicht 
geschafft (die FN berichteten).

An der Delegiertenversamm-
lung der Freiburger CVP vom 
Donnerstagabend liess Kanto-
nalpräsident André Schoenen-
weid diese Kritik nicht gelten: 
«Die CVP-Wähler haben sich 
an die Spielregeln des Bünd-
nisses gehalten», sagte er. Die 
Analyse der Resultate habe ge-
zeigt, dass im ersten Wahlgang 
CVP-Wähler ihre Listen teil-

weise panaschiert und auch 
Kandidaten der linken Partei-
en auf ihre Zettel geschrieben 
hatten. Im zweiten Wahlgang 
sei das kaum mehr der Fall ge-
wesen. Er anerkenne, dass wo-
möglich gewisse CVP-Wähler 
die linke Liste in die Urne ge-
legt hätten, aber wie viele lasse 
sich kaum messen.

André Schoenenweid beton-
te vielmehr, wie erfolgreich 
das bürgerliche Bündnis im 
ersten Wahlgang gewesen sei. 
«Aufgrund der Stärke der drei 
Mitte-rechts Parteien haben 
wir Anrecht auf fünf Sitze im 
Staatsrat. Das müssen wir den 
Wählern noch besser erklä-
ren», sagte er. So sprach Schoe-
nenweid bereits von einer bür-
gerlichen Allianz für die nati-
onalen Wahlen 2019 und die 
kantonalen Wahlen 2021. 

Um für die Zukunft gerüstet 
zu sein, steht bei der Freibur-
ger CVP jedoch als erstes eine 
Analyse der eigenen Resulta-
te an: Bei den Grossratswah-
len verlor die Partei vier Sitze. 
Am Parteikongress vom 10. Ju-
ni will die CVP ihre Positionen 
überdenken und Ideen sam-

meln für eine Aktion, um neue 
Parteimitglieder zu rekrutie-
ren und die Politik zu beleben.

Dreimal Ja
Die Delegierten der Freibur-

ger CVP haben am Donners-
tag auch die Parolen für die Ab-
stimmungen vom 12. Febru-
ar gefasst: Zu allen drei Vorla-
gen sagen sie mit grosser Mehr-
heit Ja. Nationalrätin Christine 
Bulliard warb für die erleichter-
te Einbürgerung für Ausländer 
der dritten Generation. In der 
ganzen Schweiz würden damit 
die gleichen Regeln gelten und 
es entstünde weniger Bürokra-
tie. Grossrat Eric Collomb be-
tonte, wie wichtig der Fonds für 
Nationalstrassen und den Ag-
glomerationsverkehr sei. Die 
vielen Staus würden sich nega-
tiv auf die Wirtschaft auswir-
ken, deshalb brauche es Pro-
jekte, damit der Verkehr wieder 
flüssiger laufe. Finanzdirek-
tor Georges Godel schliesslich 
überzeugte seine Parteikolle-
gen davon, dass die Unterneh-
menssteuerreform III für den 
Wirtschaftsstandort Schweiz 
absolut notwendig sei.

Ein Bundesrat 
präsentiert die 
Steuerreform
FREIBURG Am Mittwoch refe-
riert FDP-Bundesrat Johann 
Schneider-Ammann an der 
Universität Freiburg über die 
Chancen, die die Unterneh-
menssteuerreform III dem 
Kanton Freiburg bringt. 

Anschliessend diskutieren 
Freiburger Akteure am run-
den Tisch über die umstritte-
ne Vorlage, über die am 12. Fe-
bruar die Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürger entschei-
den: Finanzdirektor Georges 
Godel (CVP); Reto Julmy, Di-
rektor des Arbeitgeberverban-
des; Steve Bulgarelli, Direktor 
von Fidutrust; Raoul Girard, 
SP-Grossrat und Vize-Syndic 
von Bulle; Viriginie Burri, Ge-
werkschaftssekretärin beim 
Verband des Personals öffentli-
cher Dienste (VPOD). 

Organisiert wird der öffent-
liche Anlass vom Freiburger 
Arbeitgeberverband, der Frei-
burger Industrie- und Han-
delskammer sowie dem Wirt-
schaftsdachverband Econo-
miesuisse.  mir
Auditorium Joseph Deiss, Universität 
Freiburg, Perolles 90, Freiburg.  
Mi., 1. Februar, 18.30 Uhr.


